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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 19/08 BH 
 
L 13 R 6114/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 R 1791/04 (SG Reutlingen) 
 
 
 
 
………………………………., 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. September 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   K a l t e n s t e i n 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Baden-Württem-

berg vom 21. Juli 2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt 

J.            G.       , N.                 ,          T.              , beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 21.7.2008 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung von Regelaltersrente unter Anerkennung der Zeit vom 

1.9.1963 bis 31.8.1977 als Versicherungszeit abgelehnt. Der Kläger habe die allgemeine 

Wartezeit von fünf Jahren nicht erfüllt. Die Berücksichtigung der geltend gemachten 

Versicherungszeiten in Bulgarien komme nicht in Betracht. Der Kläger habe die von ihm 

behaupteten Beitrags- bzw Beschäftigungszeiten weder nachgewiesen noch glaubhaft 

gemacht. 

 

Zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in 

diesem Beschluss hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe (PKH) und die Beiordnung von Rechtsanwalt G.          , T.            , beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung 

(ZPO) kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt werden, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier 

nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass einer Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers 

Erfolg beschieden sein könnte. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil bzw der Beschluss des LSG von einer Entscheidung des 

BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSoGB) oder des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstof-

fes nicht ersichtlich. Damit war das LSG auch nicht gehalten, die Revision zuzulassen. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen den vom Kläger angegriffenen 

Beschluss auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im 

Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die 

allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten Ent-

scheidung der Rechtssache im Revisionsverfahren somit erwartet werden kann, dass sie in ei-

ner bisher nicht geschehenen, jedoch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die 

Rechtseinheit herstellen, wahren oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern 

wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31, 39, 65; SozR 3-1500 § 160a Nr 30; Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kapitel IX RdNr 60 mwN). Rechts-
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fragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind vorliegend nicht er-

sichtlich. 

 

Des Weiteren ist nicht ersichtlich, dass der Zulassungsgrund der Abweichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Abweichung (Divergenz) bedeutet Wider-

spruch im Rechtssatz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrak-

ter Rechtssätze, die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zugrunde gelegt wor-

den sind. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechts-

satz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSoGB 

oder des BVerfG aufgestellt hat (vgl Meyer-Ladewig in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG 

Komm, 8. Aufl 2005, § 160 RdNr 13). Davon kann vorliegend schon deshalb nicht ausgegangen 

werden, weil sich die vorinstanzliche Entscheidung ersichtlich an den gesetzlichen Regelungen 

orientiert hat und Widersprüche zur Rechtsprechung der genannten Gerichte nicht erkennbar 

sind. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Sofern der Kläger mit der vom LSG 

vorgenommenen Würdigung der von ihm vorgelegten Unterlagen - und hier insbesondere der 

beglaubigten Kopie seines bulgarischen Arbeitsbuchs - zwecks Anerkennung von Beitrags- bzw 

Beschäftigungszeiten in Bulgarien nicht einverstanden sein sollte, können diese Einwände 

gegen die Entscheidung des LSG von vornherein nicht zur Zulassung der Revision führen. 

Denn nach ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG) kann im 

Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

die Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) gestützt 

werden. Sollte der Kläger der Meinung sein, das LSG hätte noch weiter ermitteln müssen, setzt 

eine derartige Rüge voraus, dass sie sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG). Ein derartiger 

Beweisantrag ist nicht ersichtlich. 

 

Sonstige Verfahrensfehler, die dem Berufungsgericht unterlaufen sein könnten, sind nach 

Durchsicht der Akten nicht erkennbar. Insbesondere ist der Kläger vor Erlass des Beschlusses 

nach § 153 Abs 4 SGG ordnungsgemäß angehört worden (vgl § 153 Abs 4 Satz 2 SGG), 

zuletzt mit Schreiben vom 12.11.2007. 

 

Dass der Kläger die Entscheidung des LSG für falsch hält, ist für das 

Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren unerheblich. Denn die - vermeintliche - inhaltliche 

Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht gerügt 

werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 
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Da dem Kläger keine PKH zusteht, kann auch nicht die Beiordnung eines Rechtsanwalts erfol-

gen (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar; er ergeht kostenfrei. 

 

 

11 

12 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

